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Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Vielen Dank für die Gelegenheit einer Stellungnahme zur o.g. Vorlage, die wir sehr begrüssen. Der WWF 

engagiert sich schon seit langem für den überlebenswichtigen, globalen Klimaschutz und erachtet den Schritt des 

Kantons Baselland, diesen bereits auf Stufe der Verfassung zu regeln, als sehr wichtig. Denn um die globalen 

und nationalen Klimaschutzziele zu erreichen, bedarf es auch der Anstrengungen aller Kantone und Gemeinden.  

 

Der Kanton Baselland verabschiedete als Mitglied der Nordwestschweizer Regierungskonferenz bereits 2021 

eine gemeinsame Klima-Charta. Alle fünf beteiligten Kantone verpflichteten sich dazu, bis 2025 eine eigene, 

kantonale Klimastrategie zu entwickeln, sich aktiv für die Ziele des Pariser Klimaabkommens einzusetzen und die 

Netto-Null-Strategie des Bundes zu unterstützen. Die Klimastrategie des Kantons Baselland liegt seit dem 

Frühjahr 2024 vor: Sie bildet bereits die Grundlage, um wirkungsvolle Massnahmen zu beschliessen und 

umzusetzen. Ein Klimaschutzartikel auf Verfassungsebene würde als ein weiterer Stützpfeiler für den wirksamen 

Klimaschutz fungieren. Und das im Juni von der Baselbieter Bevölkerung bestätigte Energiegesetz sowie 

insbesondere das dazugehörige Dekret wären ein weiterer Schritt in die richtige Richtung. 

 

Das WWF-Rating vom August 2024 zeigt: Kein Schweizer Kanton befindet sich bislang auf einem Absenkpfad, 

der mit den Pariser Klimazielen übereinstimmt. Der Kanton Baselland bewegt sich im schweizweiten Vergleich 

der kantonalen Klimapolitiken lediglich im Mittelfeld (Rang 12). Die Pariser Klimaziele sind indes als 

Minimalkonsens zu betrachten. Das Abkommen aus dem Jahr 2015 hat zum Ziel, die durchschnittliche globale 

Erwärmung im Vergleich zur vorindustriellen Zeit auf deutlich unter 2 Grad Celsius zu begrenzen. Dabei wird ein 

maximaler Temperaturanstieg von 1,5 Grad Celsius angestrebt. Verschiedene Studien haben berechnet, wie viel 

CO2 weltweit noch emittiert werden darf, um diese Ziele zu erreichen. Für die Schweiz heisst dies, dass wir noch 

vor 2040 CO2-neutral sein müssen. 
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Konkretisierung 
Ein Klimaschutzartikel in der Kantonsverfassung muss einerseits mit den Paris-Zielen vereinbar sein und 

andererseits den Weg zu wirksamen Gesetzen frei machen. Wichtiger als der detaillierte Wortlaut wird allerdings 

die Geschwindigkeit der Umsetzung sein: Der Artikel soll rasch implementiert werden und so schnell als möglich 

Massnahmen nach sich ziehen. Der in der Vorlage vorgeschlagene Wortlaut lehnt sich an die neuen 

Verfassungsartikel der Kantone Zürich und Bern an, die bereits in Kraft sind.  

 

Art. 31a zum Klimaschutz der Verfassung des Kantons Bern geht allerdings weiter: Dort wird das Ziel der 

Klimaneutralität bis 2050 explizit genannt. Auch der Kanton Vaud hat das 2050-Ziel bereits verfassungsmässig 

verankert. Eine solche Zielformulierung ist gut überprüfbar und schafft Planungssicherheit. Deshalb sollte sich 

auch der Baselbieter Klimaschutzartikel klar zu einem konkreten Netto-Null-Ziel äussern. Der Kanton Wallis geht 

mit seinem neuen Klimagesetz einen Schritt weiter und damit in die richtige Richtung: Er beabsichtigt, dort ein 

Netto-Null-Ziel bis 2040 zu etablieren. Basel-Stadt ist mit der verfassungsmässigen Verankerung des Netto-Null-

Ziels bis 2037 am fortschrittlichsten. 

 

Der Kanton Vaud nennt auf Verfassungsstufe zudem explizit die öffentlichen Pensionskassen: Diese müssen sich 

an den kantonalen Klimazielen orientieren und alle fünf Jahre eine entsprechende Strategie vorbereiten. Weiter 

müssen sich alle von Kanton und Gemeinden kontrollierten Unternehmen an den gleichen Prinzipien orientieren 

und Strategien mit Zielen für die Jahre 2030, 2040 und 2050 vorbereiten. 

 

Die Bekämpfung des Klimawandels ist eine der zentralen globalen Herausforderungen unserer Zeit. Die Schweiz 

muss auch aus WWF-Sicht die CO2-Neutralität noch deutlich vor 2050 erreichen. Als positives, industrielles 

Vorbild kann sie dazu beitragen, die Akzeptanz einer ambitionierten Klimapolitik in Ländern mit geringer 

Wirtschaftskraft und Kohlenstoffschuld zu fördern. Der Zielformulierung liegt die Definition von Klimaneutralität als 

Bilanz von Emissionen und natürlichen und technischen Senken zugrunde: Die Möglichkeiten für eine CO2-

Kompensation im Ausland oder in anderen Kantonen müssen dabei ausgeschlossen sein.  

 

Die Adressierung der Finanzflüsse ist aus unserer Sicht sehr wichtig: Diese sind ein wichtiger Hebel für die 

Reduktion von Treibhausgasemissionen. Banken und Versicherungen gestalten die Wirtschaft mit ihren 

Investitionsentscheiden wesentlich mit. Deshalb hat die Finanzbranche grosses Potential, die Wirtschaft 

klimafreundlich zu gestalten. Ein entsprechender Abschnitt soll aus diesem Grund in die Verfassung mit 

aufgenommen und in der Formulierung so breit wie möglich gefasst sein. So sind alle von der öffentlichen Hand 

kontrollierbaren Finanzen eingeschlossen.  
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Anträge 
Wir regen deshalb an, die Klimaneutralität bis 2040 im Sinne einer zeitlichen, maximalen Obergrenze 

konkret zu definieren: 

 

§ 112a (neu) 

Klimaschutz 
1 Kanton und Gemeinden setzen sich für die Begrenzung des Klimawandels und dessen Auswirkungen ein. Sie 

berücksichtigen dabei die Ziele des Bundes und der für die Schweiz verbindlichen internationalen Abkommen. 

Insbesondere richten sie ihre Massnahmen darauf aus, die  Treibhausgasemissionen bis zur 

Treibhausgasneutralität zu vermindern. Klimaneutralität bis 2040 zu erreichen. 
2 Sie sorgen dafür, dass dazu geeignete Massnahmen, namentlich in den Bereichen Siedlungsentwicklung, 

Gebäude, Verkehr, Land- und Forstwirtschaft sowie Industrie und Gewerbe, umgesetzt werden. 

 

Weiter beantragen wir die Einführung eines zusätzlichen Abschnittes, analog zum Verfassungsartikel des 

Kt. Bern: 

 
3 Der Kanton und die Gemeinden tragen dazu bei, die von der öffentlichen Hand kontrollierbaren 

Finanzflüsse auf eine treibhausgasarme und gegenüber Klimaänderungen widerstandsfähige 

Entwicklung auszurichten.  

 

Vielen Dank für die Berücksichtigung unserer Vorschläge. 

 

Freundliche Grüsse 

 
Pascale Steck      Christoph Seibert    

Geschäftsleiterin WWF Region Basel  Geschäftsführer Basellandschaftlicher Natur- u. 

Vogelschutzverband 
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